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Haushaltssatzung des Zweckverbandes Berufsschulen Stadt und 
Landkreis Bamberg für das Haushaltsjahr 2026

Die Haushaltssatzung des Zweckverban-
des Berufsschulen Stadt und Landkreis 
Bamberg wurde am 28. Mai 2026 von 

der Regierung von Oberfranken rechts-
aufsichtlich gewürdigt und im Oberfrän-
kischen Amtsblatt Nr. 10/2026 amtlich 

bekanntgegeben.

Satzung der Stadt Bamberg zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts (Ortssatzung) vom 09.06.2026

ADie Stadt Bamberg erlässt aufgrund 
der Art. 20a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 
32, 33, 34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 
40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
August 1998 (GVBl. S. 796, 797 BayRS 
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 637), folgende Satzung:

§ 1 Der Stadtrat

(1)	 Der Stadtrat besteht aus dem be-
rufsmäßigen ersten Bürgermeister 
und 44 ehrenamtlichen Mitgliedern 
einschließlich des bzw. der weiteren 
Bürgermeister;

(2) Der Stadtrat wählt berufsmäßige 
Stadtratsmitglieder und legt deren 
Geschäftsbereiche fest.

§ 2
Senate und Ausschüsse

(1)	 Der Stadtrat bildet für bestimmte 
Arbeitsgebiete beschließende Aus-
schüsse (Senate).

(2)	Die Senate beraten in ihrem Ar-
beitsgebiet auch die Gegenstände 

vor, über welche die Vollsitzung des 
Stadtrates zu entscheiden hat (Art. 32 
Abs. 2 und 3 GO).

(3)	Es werden folgende Senate gebildet:

1.	 Senat für personelle Angelegen-
heiten

	 („Personalsenat“)
	 Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 

Stadtratsmitglieder

2.	 Senat für Stadtentwicklung, 
Bauen, Wohnen, für Aufgaben 
der Stadt Bamberg im Zusam-
menhang mit der Konversion 
des ehemaligen US-Truppen-
standortes in der der Stadt 
Bamberg und Werksenat für 
den Bamberg Service der Stadt 
Bamberg 

	 („Bau-, Konversions- und  
Werksenat“)

	 Zusammensetzung: Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

3.	 Senat für Finanzen und stiftische 
Angelegenheiten 

	 („Finanzsenat“)
	 Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 

Stadtratsmitglieder

4.	 Senat für Wirtschaft und Digita-
lisierung („Wirtschaftssenat“)

	 Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

5.	 Senat für Umwelt, Klimaschutz, 
Mobilität und öffentliche Sicher-
heit und Ordnung („Mobilitäts- 
und Sicherheitssenat“) 
Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

6.	 Senat für Kultur  
(„Kultursenat“) 
Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

7.	 Senat für Soziales, Familie, Schu-
le, Inklusion, Senioren und Sport  
(„Sozial- und Inklusionssenat“) 
Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

8.	 Feriensenat 
(„Feriensenat“) 
Zusammensetzung: 	Vorsitz und 16 
Stadtratsmitglieder

(4)	Das Aufgabengebiet der Senate im 
Einzelnen ergibt sich aus der Ge-
schäftsordnung, soweit es nicht durch 
gesetzliche Bestimmungen festgelegt 
ist.
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§ 3 Tätigkeit der ehrenamtlichen 
Stadtratsmitglieder; Entschädigung

(1)	 Die Stadtratsmitglieder wirken mit bei 
den Beratungen und Entscheidungen 
des Stadtrates und seiner Ausschüs-
se. Einzelnen Mitgliedern können 
besondere Verwaltungs- und Über-
wachungsbefugnisse nach näherer 
Vorschrift der Geschäftsordnung 
übertragen werden.

(2)	Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglie-
der erhalten für ihre Tätigkeit folgen-
de Entschädigungen:

a)	Jedes Stadtratsmitglied erhält 
monatlich als Aufwandsentschädi-
gung ein Zwanzigstel des Grund-
gehalts der Besoldungsgruppe B 7 
gemäß Anlage 1 zum Bayer. Besol-
dungsgesetz.

b)	Das Sitzungsgeld beträgt pauschal 
30,00 € für jede wahrgenomme-
ne Sitzung. Als Sitzung in diesem 
Sinne gelten auch bis zu 45 Frakti-
onssitzungen im Jahr gegen Nach-
weis. S. 2 gilt auch für Sitzungen 
der Ausschussgemeinschaften und 
Gruppierungen, sofern diese in den 
Senaten vertreten sind. Für Sitzun-
gen, die länger als drei Stunden 
dauern, beträgt das Sitzungsgeld 
pauschal 50,00 €. Dies gilt nicht für 
Sitzungen nach S. 2. Ein Anspruch 
auf Sitzungsgeld besteht nur, wenn 
eine Pflicht zur Teilnahme besteht 
und das Stadtratsmitglied mindes-
tens zur Hälfte der Sitzungsdauer 
anwesend ist. Für Sitzungen, bei 
denen allen oder einzelnen Stadt-
ratsmitgliedern eine Teilnahme 
freigestellt ist, wird den freiwillig 
teilnehmenden Stadtratsmitglie-
dern keine Entschädigung ge-
währt.

 
c)	Der / Die Fraktionsvorsitzende 

jeder Stadtratsfraktion erhält eine 
dreifache Aufwandsentschädigung 
gemäß Buchstabe a). Besteht der 
Fraktionsvorsitz aus mehreren 
Personen kann die Aufwandsent-
schädigung aufgeteilt werden. 

d)	Stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende jeder Stadtratsfraktion er-
halten eine zweifache Aufwands-
entschädigung gemäß Buchstabe 
a). Diese beschränkt sich 
 
bei  5 -  9 Fraktionsmitgliedern auf 
einen Stellvertreter, 
bei 10 - 14 Fraktionsmitgliedern auf 
zwei Stellvertreter, 
bei 15 - 20 Fraktionsmitgliedern 
auf drei Stellvertreter

	 und kann unter mehreren Perso-
nen aufgeteilt werden.

e)	Der Fraktionssprecher bzw. die 
Fraktionssprecherin jeder Stadt-
ratsfraktion, der Sprecher bzw. 
die Sprecherin einer Ausschuss-
gemeinschaft sowie der Sprecher 
bzw. die Sprecherin der Wähler-
gruppierung mit Sitz in den Sena-
ten oder gesetzlich vorgeschrie-
benen Ausschüssen erhält für jede 
wahrgenommene Sitzung des Se-
nates oder Ausschusses zusätzlich 
pauschal ein Sitzungsgeld in Höhe 
von 30,00 €.

f)	 Jede/r Vorsitzende eines Senates 
oder Ausschusses erhält pro Sit-
zung zusätzlich ein Sitzungsgeld.

(3)	Selbständig tätige Stadtratsmit-
glieder erhalten für das durch die 
Teilnahme an Sitzungen des Stadt-
rates oder seiner Ausschüsse ent-
stehende Zeitversäumnis auf Antrag 
eine Verdienstausfallentschädigung 
von 18,00 € je angefangene Stun-
de Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für 
Fraktionssitzungen. Ein Anspruch auf 
Verdienstausfallentschädigung ent-
steht nur, soweit eine Pflicht zur Sit-
zungsteilnahme besteht und kann nur 
innerhalb von drei Monaten geltend 
gemacht werden.

(4)	Personen, die in einem eigenen Haus-
stand mindestens einen Angehörigen 
zu versorgen haben, erhalten auf 
Antrag für jede angefangene Stunde 
Sitzungsdauer eine Entschädigung in 
Höhe von 18,00 €. Dies gilt nicht für 
Fraktionssitzungen. Ein Anspruch auf 

Entschädigung entsteht nur, soweit 
eine Pflicht zur Sitzungsteilnahme be-
steht.

(5)	Die Entschädigung wird monatlich 
gesammelt ausgezahlt.

(6)	Abhängig Beschäftigte erhalten 
entsprechend der tatsächlichen 
Dauer der Sitzungen im Sinne des 
Absatzes 2 Buchst. b außerdem den 
ihnen entstandenen nachgewiesenen 
Verdienstausfall entschädigt. Das 
Stadtratsmitglied weist diesen Ver-
dienstausfall durch Bescheinigung 
des Arbeitgebers nach.

(7)	Jede Fraktion erhält einen mo-
natlichen Aufwendungsersatz, der 
ausschließlich für Zwecke der Frak-
tionsarbeit verwendet werden darf. 
Nicht verbrauchte Mittel sind bis 31. 
März des Folgejahres anzuzeigen und 
in Höhe von 60 % zurückzuerstatten, 
wenn sie 1.000,00 € übersteigen. Der 
Aufwendungsersatz setzt sich wie 
folgt zusammen:

a)	einer Pauschale in Höhe von 
250,00 € für jede Fraktion (Sockel-
betrag),

b)	und eines weiteren Betrages je 
Mitglied der Fraktion in Höhe von   
70,00 €.

(8) Die Wahlperiode der berufsmäßigen 
Stadtratsmitglieder beträgt höchstens 
6 Jahre. Die Festlegung der jeweiligen 
Dauer der Wahlperiode erfolgt durch 
Stadtratsbeschluss. Die Besoldung wird 
nach den Vorschriften des KWBG ge-
währt.

§ 4 Der Oberbürgermeister

Der erste Bürgermeister ist Vorsitzender 
des Stadtrates und Leiter der Stadt-
verwaltung (Art. 36, 37 GO). Er führt die 
Amtsbezeichnung „Oberbürgermeister“ 
(Art. 34 Abs. 1 GO).

§ 5 Der zweite und der dritte Bürger-
meister
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(1) Der Oberbürgermeister wird im Falle 
seiner Verhinderung durch den zwei-
ten und den dritten Bürgermeister 
vertreten.

(2) Der zweite Bürgermeister ist berufs-
mäßig tätig.

(3) Der dritte Bürgermeister ist ehrenamt-
lich tätig.

§ 6 In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt 
Bamberg zur Regelung von Fragen 
des örtlichen Gemeindeverfasssungs-
rechts vom 01.08.2023 außer Kraft.

Bamberg, den 09.06.2026 
Stadt Bamberg

Sebastian M. Niedermaier 
Oberbürgermeister

Aufruf zur Mitgestaltung: Ihre Ideen für unsere 
Werbeanlagensatzung!

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

unsere Stadt soll attraktiv, einladend und 
lebendig bleiben. Ein wichtiges Werkzeug 
dafür ist die Werbeanlagensatzung. Sie 
regelt, wie Außenwerbung im Stadtbild 
aussieht, um den Charakter unserer Re-
gion zu bewahren und gleichzeitig Raum 
für lokale Unternehmen zu bieten.

Da uns Ihre Meinung und Ihre lokalen 
Kenntnisse besonders wichtig sind, 
möchten wir Sie aktiv in diesen Prozess 
einbinden!

Machen Sie mit – Ihre Vorschläge sind 
gefragt!

Haben Sie Ideen, Wünsche oder konkre-
te Vorschläge dazu, wie Werbeflächen in 
Zukunft gestaltet sein sollten? Was ge-
fällt Ihnen gut, wo sehen Sie Verbesse-
rungsbedarf?

Teilen Sie uns Ihre Gedanken mit! Jede 
Rückmeldung hilft uns dabei, eine Sat-
zung zu erarbeiten, die von der Gemein-
schaft getragen wird.

* Wer ist Ihr Ansprechpartner? 
Bitte senden Sie Ihre Vorschläge an 
den Fachbereich FB1B.

* Wie können Sie uns erreichen? 
Per E-Mail an baurecht@stadt.bam-
berg.de oder postalisch an 
Stadt Bamberg, 
FB1B – Bau- und Vergaberecht, 
Untere Sandstraße 34, 96049 Bamberg

* Bis wann haben Sie Zeit? 
Da wir das Verfahren zeitnah weiter-
führen möchten, bitten wir Sie, Ihre 
Einreichungen bis zum 26.06.2026 an 
uns zu übermitteln.

mailto:baurecht@stadt.bamberg.de
mailto:baurecht@stadt.bamberg.de
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